Formulierungsvorschlag Übergabe eines Gewerbebetriebes gegen Versorgungszahlungen als dauernde Last

Beurkundet am …

§ 1 Vertragsgegenstand

Die Eheleute E betreiben unter der Firma

E Autohaus

in

ein Unternehmen, das die Führung eines Autohauses mit Reparaturwerkstätte zum Gegenstand hat. Der Betrieb ist im Handelsregister des Amtsgerichts . . . . . . unter HR A . . . . . . eingetragen. Werkstatt und Wohnhaus befinden sich auf Flst.Nr. . . . . . . Gemarkung . . . . . ., eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts . . . . . . für . . . . . . Band . . . . . . Blatt . . . . . .

§ 2 Überlassung

Die Eheleute E

– im folgenden „der Übergeber“ genannt –

überlassen hiermit ihr vorbezeichnetes Anwesen Flst.Nr.. . . . . . mit allen Rechten und Bestandteilen sowie dem darin ausgeübten Gewerbebetrieb mit allen Aktiven und Passiven mit Wirkung zum 31. 12. 00.

an

ihre Tochter, Frau T

– im folgenden „der Erwerber“ genannt –

die das Unternehmen unter der bisherigen Firma ohne Beifügung eines Nachfolge- oder Inhaberzusatzes fortführt.

Für den Bestand der Aktiva und Passiva ist die von Herrn Steuerberater V zum 31. 12. 00 zu erstellende Schlussbilanz maßgebend. Der einem ordnungsgemäßen Geschäftsgang entsprechende Bestand an Vorräten wird durch eine am 31. 12. 00 vorzunehmende Inventur ermittelt.

§ 3 Auflassung, Vormerkung

Die Vertragsteile sind darüber einig, dass das Eigentum an dem Grundstück Flst.Nr. … auf ihre Tochter, Frau T, übergeht und bewilligen und beantragen diese als Alleineigentümerin im Grundbuch einzutragen.

Die Bestellung einer Auflassungsvormerkung wird derzeit nicht gewünscht.

§ 4 Bewegliche Gegenstände, Forderungen

Die Vertragsteile sind über den Eigentumsübergang der am Tag des Besitzüberganges vorhandenen, zum Betriebsvermögen zählenden beweglichen Gegenstände, insbe​sondere der Geschäftsausstattung und der Vorräte, einig. Die Übergabe erfolgt am 1. 1. 01.

Ferner tritt der Übergeber sämtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie die sonstigen betrieblichen Ansprüche, insbesondere Guthaben auf betrieblichen Bank- und Postscheckkonten, wie diese am Tag des Besitzüberganges bestehen, an den Erwerber ab, der die Übertragung annimmt. Die Abtretung der Forderungen werden die Vertragsteile gemeinsam den Gläubigern anzeigen.

§ 5 Ausschluss der Rechts- und Sachmängelhaftung

Der Übergeber verpflichtet sich, das Unternehmen und alle Gegenstände des Betriebsvermögens in einem ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und bis zur Übergabe keine ungewöhnlichen Geschäfte vorzunehmen und keine größeren Investitionen zu tätigen, ferner alle betrieblichen Vermögensgegenstände lastenfrei zu übergeben, sofern nicht vom Erwerber ausdrücklich Verpflichtungen übernommen werden. Darüber hinaus wird jegliche Rechts- und Sachmängelhaftung ausgeschlossen, insbesondere eine Haftung für Umsatz und Ertrag.

§ 6 Dauerschuldverhältnisse, Arbeitsverträge

Die bestehenden Miet-, Leasing-, Wartungs- und Versicherungsverträge sowie die sonstigen betrieblichen Dauerschuldverhältnisse sind dem Erwerber bekannt. Er tritt mit dem Tag des Besitzüberganges an Stelle des Erwerbers in alle Verpflichtungen aus diesen Schuldverhältnissen ein mit der Verpflichtung, den Übergeber von jeglicher Inanspruchnahme freizustellen. Die erforderliche Zustimmung der Vertragspartner werden die Beteiligten selbst einholen.

Ebenso übernimmt der Erwerber entsprechend der gesetzlichen Regelung des § 613 a BGB alle bei Besitzübergang bestehenden Arbeitsverhältnisse. Der Übergeber versichert, dass betriebliche Pensionszusagen nicht erteilt wurden.

§ 7 Gewährleistung, Schuldübernahme

In der Schlussbilanz zum 31. 12. 00 werden die betriebsüblichen Rückstellungen für Gewährleistung ausgewiesen. Der Erwerber verpflichtet sich, alle in der Vergangenheit entstandenen und bis zur Besitzübergabe entstehenden Gewährleistungsansprüche an Stelle des Übergebers zu erfüllen und den Übergeber von jeglicher Inanspruchnahme freizustellen, auch soweit Gewährleistungsrisiken gegenwärtig nicht erkennbar sind.

Der Erwerber übernimmt an Stelle des Übergebers die im Grundbuch eingetragenen Grundpfandrechte über … in dinglicher Haftung sowie die zugrundeliegenden Schuldverpflichtungen in Höhe von derzeit … zur ferneren Verzinsung und Rückzahlung mit allen aus den Bestellungsurkunden und den Darlehensverträgen sich ergebenden Verpflichtungen. Die Zins- und Zahlungsbestimmungen sind dem Erwerber bekannt.

Am Tag des Besitzüberganges bestehende Eigentümerrechte und Rückgewähransprüche werden auf den Erwerber übertragen; die Umschreibung im Grundbuch wird bewilligt. Die befreiende Schuldübernahme wird den Grundpfandrechtsgläubigern durch Übersendung einer beglaubigten Abschrift dieser Urkunde mitgeteilt. Die gem. §§ 415 ff. BGB erforderlichen Genehmigungen werden die Vertragsteile selbst ein​holen. Auf das Erfordernis der Änderung der Zweckbestimmungserklärung wurde hingewiesen.

Der Erwerber übernimmt an Stelle des Übergebers auch die übrigen in der Bilanz zum 31. 12. 00 ausgewiesenen betrieblichen Verbindlichkeiten und stellt den Übergeber von jeder Inanspruchnahme frei.

§ 8 Betriebsprüfungsrisiko

Der sich nach Maßgabe der Schlussbilanz zum 31. 12. 00 ergebende Gewinn, soweit er nicht durch Entnahmen verwendet wurde, verbleibt dem Erwerber. Sofern sich aufgrund einer Betriebsprüfung Nachzahlungen für betriebliche Steuern (Umsatzsteuer, Gewerbesteuer, Lohnsteuer usw.) ergeben oder zu Lasten des Übergebers höhere Einkommen- und Kirchensteuerzahlungen aus den betrieblichen Einkünften für den Zeitraum bis zum Besitzübergang festgesetzt werden, übernimmt der Erwerber an Stelle des Übergebers diese Zahlungsverpflichtungen und verpflichtet sich, den Übergeber von jeglicher Inanspruchnahme freizustellen. Die Abschlusszahlungen, die sich aufgrund der Veranlagungen bis 31. 12. 00 ergeben, werden vom Erwerber getragen.

§ 9 Wohnungsrecht für Übergeber

Die Ehegatten E behalten sich auf Lebensdauer des Längstlebenden das in der Ausübung unentgeltliche Wohnungsrecht in der im ersten Stock des übergebenen Anwesens gelegenen Wohnung vor. Danach sind die Ehegatten E berechtigt, unter Ausschluss des Eigentümers auf ihre Lebensdauer sämtliche Räume der im ersten Stock gelegenen Wohnung zu bewohnen. Damit verbunden ist das Recht auf Mitbenützung der zum gemeinschaftlichen Gebrauch der Hausbewohner bestimmten Anlagen und Einrichtungen, insbesondere des Kellers und des Speichers, sowie von Hof und Garten. Der Eigentümer hat das Gebäude zur Ausübung des Wohnungsrechtes instandzuhalten.

Die Überlassung der Ausübung des Wohnungsrechtes an Dritte ist gestattet.

Der jeweilige Eigentümer hat auch die auf die Wohnung im ersten Stock entfallenden Kosten für Schönheitsreparaturen, Strom, Wasser, Heizung, Kanal, Müllabfuhr, Kaminkehrer, sowie alle sonstigen auf die Wohnung entfallenden Unkosten zu tragen.

Auch im Falle der Zerstörung des Gebäudes hat der Eigentümer den Ehegatten E eine standesgemäße Wohnung auf dem Anwesen zu gewähren.

Die Eintragung des vorstehend bestellten Wohnungsrechtes als

beschränkte persönliche Dienstbarkeit

an Flst.Nr. . . . . . . zugunsten der Ehegatten E als Gesamtberechtigte gem. § 428 BGB, sowie die Eintragung einer

Reallast gem. § 1105 BGB

zur Sicherung der Nebenkostenzahlung und der Gewährung einer anderweitigen Wohnung bei Zerstörung des Gebäudes an Flst.Nr. . . . . . . zu Gunsten der Ehegatten E als Gesamtberechtigte gem. § 428 BGB wird bewilligt.

§ 10 Versorgungsleistungen

1.
Der Erwerber verpflichtet sich an die Ehegatten E auf Lebensdauer als

dauernde Last


monatlich einen Betrag in Höhe von 3000 €


– dreitausend Euro –


im voraus je bis zum Dritten eines jeden Monats, erstmals für den auf die Beurkundung folgenden Monat, zu zahlen.
2.
Sofern durch eine Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse der standesgemäße Unterhalt des Übergebers nicht mehr gewährleistet ist, kann der Übergeber eine Erhöhung der dauernden Last in analoger Anwendung des § 323 ZPO verlangen. Eine Abänderung kann insbesondere auch aus dem Mehrbedarf abgeleitet werden, der sich infolge dauernder Pflegebedürftigkeit des Übergebers oder aufgrund der Aufnahme in ein Alters- oder Pflegeheim ergibt, wobei für die Höhe der weitergehenden Zahlungspflicht ausschließlich die gesetzlichen Bestimmungen gelten, insbesondere gem. § 1601 BGB. Sofern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Übergebers wesentlich verbessern, so dass er die dauernde Last ganz oder teilweise nicht mehr zu seinem Unterhalt benötigt, kann der Erwerber in entsprechender Anwendung des § 323 ZPO eine Herabsetzung der dauernden Last verlangen. Eine Herabsetzung der dauernden Last erfolgt auch bei sonstigen schwerwiegenden Störungen der Geschäftsgrundlage gem. § 313 BGB.

3.
Der als dauernde Last jeweils zu zahlende Betrag soll wertbeständig sein. Er erhöht oder vermindert sich in demselben prozentualen Verhältnis, in dem sich der vom Statistischen Bundesamt in Wiesbaden für jeden Monat festgestellte und veröffentlichte Verbraucherpreisindex für Deutschland auf der Basis 2005 = 100 gegenüber dem für den ersten Fälligkeitsmonat festzustellenden Index erhöht oder vermindert. Eine Erhöhung oder Verminderung des jeweils zu zahlenden Betrages tritt jedoch erst dann ein, wenn die Indexveränderung zu einer Erhöhung oder Ver​minderung des jeweils zu zahlenden Betrages um mindestens 10% – zehn vom Hundert – führt.


Die aufgrund der Wertsicherungsklausel erhöhte oder ermäßigte dauernde Last ist erstmals ab dem auf das Änderungsverlangen folgenden Monat zu entrichten.

4.
Zur Sicherung aller Ansprüche auf Zahlung des vorstehend vereinbarten, als dauernde Last monatlich wiederkehrend zu entrichtenden Betrages in der vereinbarten wertgesicherten Form – ohne Berücksichtigung der vereinbarten Anpassungsmöglichkeit gem. § 323 ZPO – bestellt der Erwerber zu Gunsten des Über​gebers eine

Reallast


am vertragsgegenständlichen Grundbesitz.
5.
Die Vertragsteile bewilligen und beantragen die beschränkte persönliche Dienstbarkeit und die Reallast gem. § 9 dieses Vertrages sowie die Reallast gem. § 10 dieses Vertrages als

Leibgeding gem. § 49 GBO


an Flst.Nr.. . . . . . einzutragen mit dem Vermerk, dass zur Löschung der Nachweis des Todes des Berechtigten genügen soll.
6.
Auf eine Sicherung der Erhöhungsbeträge der dauernden Last aufgrund der vereinbarten Anpassungsmöglichkeit gem. § 323 ZPO durch Eintragung einer Sicherungshypothek wird verzichtet, obwohl der Notar auf die damit verbundenen Gefahren hingewiesen hat.

§ 11 Vorweggenommene Erbfolge

Die Überlassung des Vertragsgegenstandes erfolgt unentgeltlich im Wege der vor​weggenommenen Erbfolge unter Anrechnung auf die Pflichtteilsrechte am künftigen Nachlass des Übergebers. Ein Geschwistergleichstellungsgeld ist nicht zu erbringen.

Eine Ausgleichungspflicht des Erwerbers gem. § 2050 BGB wird ausgeschlossen.

§ 12 Rückauflassungsvormerkung

Der Erwerber ist nur mit Zustimmung der Übergeber zur Veräußerung des vertragsgegenständlichen Anwesens Flst.Nr. … berechtigt. Im Falle der Zuwiderhandlung sind die Übergeber und der längstlebende Übergeberteil berechtigt, die unentgeltliche Rückübertragung des vertragsgegenständlichen Anwesens Flst.Nr. … zu verlangen. Zur Sicherung dieses Rechtes wird die Eintragung einer

Rückauflassungsvormerkung gem. § 883 BGB

zu Gunsten der Übergeber als Gesamtberechtigte gem. § 428 BGB bewilligt und beantragt.

Die Rechtswirksamkeit dieser Vormerkung erlischt mit dem Ableben des längstlebenden Übergeberteils, so dass die Löschung der Vormerkung unter Vorlage der Sterbeurkunden der Übergeber beantragt werden kann.

Um dem Erwerber einen Kreditrahmen für den übernommenen Gewerbebetrieb zu ermöglichen, wird die Eintragung eines Rangvorbehaltes bewilligt und beantragt, wonach der Erwerber berechtigt ist, im Rang vor der Rückauflassungsvormerkung Grundpfandrechte bis zu 100 000 € für beliebige Grundpfandrechtsgläubiger mit Jahreszinsen bis zu 18% seit Eintragung des Grundpfandrechts im Grundbuch und einer einmaligen Nebenleistung in Höhe von 5% zu bestellen und dieses Recht immer wieder erneut auszuüben. Die Eintragung dieses Rangvorbehalts im Grundbuch wird bewilligt und beantragt.

§ 13 Zwangsvollstreckungsunterwerfung

Der Erwerber unterwirft sich wegen der in dieser Urkunde eingegangenen und übernommenen Zahlungsverpflichtungen – hinsichtlich der in § 10 vereinbarten Reallast in Höhe des Ausgangsbetrages – der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen. Hinsichtlich der übernommenen Grundpfandrechte für . . . . . . in Höhe von . . . . . . übernimmt der Erwerber für den Eingang der Grundschuldbeträge einschließlich Zins- und Nebenleistungen die volle persönliche Haftung und unterwirft sich auch insoweit der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen. Der Gläubiger ist berechtigt, sich jederzeit eine vollstreckbare Ausfertigung dieser Urkunde ohne Fälligkeitsnachweis auf Kosten des Erwerbers erteilen zu lassen und den Erwerber aus der persönlichen Haftung schon vor der Vollstreckung in den Pfandbesitz in Anspruch zu nehmen.

§ 14 Hinweise

Die Beteiligten wurden hingewiesen auf

a)
das Erfordernis der Beurkundung aller Vereinbarungen,

b)
die gesetzlichen Haftungsbestimmungen der §§ 25 Abs. 1 HGB und 75 AO,

c)
die Voraussetzungen für die Eigentumsumschreibung im Grundbuch und


d)
die Schenkungsteuerpflicht gem. § 7 ErbStG.

§ 15 Kosten, Ausfertigungen, Abschriften

…
















